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Auszug aus der Rede vom 23.1.2007, es gilt das gesprochene Wort

Koll. Karsten Schmidt kann heute hier nicht sprechen, dem fehlen nicht die Worte aber er ist erkrankt und ich wünsche ihm von dieser Stelle aus baldige Genesung. 

Kolleginnen und Kollegen, 

Nach einer Vielzahl von Gesprächen, Aktionen und Protesten in den vergangenen Monaten stehen wir heute vor der Staatskanzlei, und ich möchte mit Martin Luther sagen:

“Hier stehe ich, ich kann nicht anders” 

und mit mir fast 2000 KollegInnen und Kollegen der Polizei und der Landesverwaltung.

Die Geschichte des Weihnachtsgeldes und der Übernahme des Tarifabschlusses für die Beamten ist eine Tragödie. 

Die Hauptdarsteller sind wohl der Ministerpräsident und sein Finanzminister. 

Beide unselig vereint, in dem Ziel für das Land zu sparen, koste was es wolle. 

Es kostet zur Zeit nur die Motivation der Beamten, aber auf lange Sicht, sicher die Bereitschaft der Beamten sich mit voller Hingabe ihrer Aufgabe zu widmen. Dafür tragen sie die Verantwortung. 

Herr Ministerpräsident, nehmen Sie zur Kenntnis, die Beamten sind wegen Ihrer starren Haltung „nicht amüsiert“. Nehmen Sie auch zur Kenntnis, wir werden nicht länger zu den Versuchen schweigen, das Land auf Kosten der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes zu sanieren, um selbst in die Geschichtsbücher als große Sanierer einzugehen. 

Ich sage Ihnen, schauen Sie in diese Republik. Kein Beamter ist mittlerweile so schlecht gestellt, wie unsere Kolleginnen und Kollegen in Sachsen-Anhalt.

Wenn Sie darin eine Vorbildrolle sehen, dann täuschen Sie sich;

z.B. in Mecklenburg Vorpommern sind Einmalzahlungen auf den Weg gebracht worden, außerdem erhalten die Kolleginnen und Kollegen Sonderzahlungen zwischen 37,7 und 48, 5%; 

in Sachsen wird immer noch, wenn auch ein abgesenktes Weihnachtsgeld von mindestens von 1025€ gezahlt.

in Thüringen ist das Weihnachtsgeld in eine lineare Erhöhung geflossen, die monatlich ausgezahlt wird.

In Brandenburg wurde die Streichung des Weihnachtsgeldes durch den massiven Protest der Beamten bisher verhindert.

Herr Ministerpräsident, zu einem anderen Thema, dass zeigt wie weit die Sparwut in diesem Land geht: 

In der vergangen Woche liefen Auswahlverfahren für 25 Neueinstellungen in den gehobenen Polizeidienst. Diese sollten, so die Planungen der Polizei, bereits zum 1.3.2007 eingestellt werden. Aber die Auswahlkommission hat keine Zusagen erteilen können, da Sie die notwendigen Stellen nicht freigegeben haben. Damit verschärfen Sie den Personalnotstand weiter.

Herr Ministerpräsident, machen Sie uns den Stoiber und ziehen Sie die Konsequenz aus der verfehlten Beamten- Politik.

Herr Bullerjahn und die Damen und Herren der SPD, die Beamten des Landes bewundern Sie, wie sie es innerhalb weniger Wochen geschafft haben, vom Initiator einer Sonderzahlung zur Ablehnung eines Antrages im Landtag zur Verbesserung der Beamtenbesoldung zu kommen. Meinen Respekt haben Sie, was ihr Arzt dazu sagt, weiß ich nicht!

Sehr geehrte Mitglieder der Fraktionen der CDU und SPD, in vielen Gesprächen haben Sie uns versichert, dass die Einschnitte in der Beamtenbesoldung so schnell wie möglich abgeschafft werden müssen.

Und jetzt frage ich Sie, mit welchen Hintergedanken haben Sie abgestimmt. Oder ist ihnen die Koalition wichtiger als das Schicksal der Beamten dieses Landes?

Kolleginnen und Kollegen,

die in der Polizei vertretenen Gewerkschaften und Verbände und natürlich auch alle die unserem Aufruf gefolgt sind, fordern hier noch einmal deutliche Einkommenszuwächse für die Beamten.

Nach mehreren faktischen Nullrunden in den letzten Jahren müssen jetzt endlich auch die Beamten wieder an der Einkommensentwicklung teilnehmen. 

Das gilt erst recht in einer Zeit, wo der wirtschaftliche Aufschwung auch auf die Steuereinnahmen durchschlägt.

Dieses überfällige Aufbruchsignal könnte sich am Tarifabschluss mit den Ländern über ein Plus von 2,9 Prozent ab Januar 2008 orientieren. 

Gleichzeitig erwarten die Beamten eine Regelung für die Einmal- und Sonderzahlungen. 

Wir werden es nicht zulassen, dass die Landesbeamten als einzige in der Bundesrepublik von der Einkommensentwicklung abgekoppelt bleiben und somit die am schlechtesten bezahlten Polizeibeamten in der ganzen Republik sind. 

Wir erwarten von Ihnen die versprochene Vorlage eines Gesetzentwurfes, der die Besoldung der Landesbeamten deutlich verbessert.

